Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache ¥/ 295'7 


Antrag 

der Abgeordneten Burgemeister, Dr. Siemer, Struve, Riedei 
(Frankfurt), Wieninger und Genossen 


Der Bundestag wolle besch.ließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung gebührenrechtlicher Vorschriften der Schiacht- 
viehmärkte, Schlachthäuser und Fieischgroßmärkte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 
sen: 

A r t i k e i 1 

Das Gesetz über die Gebühren der Sdilachtvieh- 
märkte, Schlachthäuser und Fieischgroßmärkte 
(Fleischmarkthallen) vom 5. Mai 1933 {Reichsgesetz- 
blatt I S. 242), zuletzt geändert durch die Zweite Ver- 
ordnung zur Änderung (schlachtviehrechtlicher Vor- 
schriften vom 2. November 1941 (ReichsgesetzbL I 
S. 683), wird wie folgt geändert: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 10 wird gestrichen, 

b) Absatz 11 wird Absatz 10. 


Artikel 2 

Gemeinden, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine Ausgleichsabgabe erheben, sind berechtigt, im 
ersten Kalenderjahr nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Ausgleichsabgabe noch in Höhe von 
zwei Drittel, im zweiten Kalenderjahr nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Ausgleichsabgabe noch in 
Höhe von einem Drittel der am 1. Januar i960 gültig 
gewesenen Sätze, zu erheben. 


Artikels 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft; gleichzeitig treten die auf Grund des 
§ 1 Abs. 10 des Gesetzes über die Gebühren der 
Schlachtviehmärkte, Schlachthäuser und Fieisch- 
großmärkte (Fleischmarkthallen) vom 5. Mai 1933 
(ReichsgesetzbL I S. 242), zuletzt geändert durch die 
Zweite Verordnung zur Änderung schlachtviehrecht- 
licher Vorschriften vom 2. November 1941 (Reichs- 
gesetzbL I S. 683), bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes erlassenen Rechtsverordnungen und sonsti- 
gen Durchführungsbestimmungen, insbesondere die 
Verordnung über die Erhebung einer Ausgleichs- 
abgabe auf frisches Fleisch, das einer Gemeinde aus 
einer Schlachtung außerhalb des Gemeindebezirks 
zugeführt wird vom 18. Dezember 1937 (Reichs- 
gesetzbL I S. 1389), geändert durch die Zweite Ver- 
ordnung zur Änderung schiachtviehrechtlicher Vor- 
schriften vom 2. November 1941 (ReichsgesetzbL I 
S. 683), insoweit außer Kraft, als sie sich auf die Er- 
hebung von Ausgleichsabgaben für frisches Fleisdi 
beziehen, das Gemeinden aus einer Schlachtung 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich Berlin (West) zugeführt werden. 


Bonn, den 29. Mai 1968 


Untersdiriiten umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Budvdrudcere.i, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfacb 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Drucksache V/2957 


Begründung 


1. § r Abs. 10 des Gesetzes über die Gebühren der j 
Schlachtviehmärkte, Schlachthäuser und Fleischgroß- j 
markte (Fleischmarkthallen) vom 5. Mai 1933 — I 
SchlGG — ermächtigt den Reichsminister für Ernäh- 
rung und Landwirtschaft sowie die obersten Landes- 
behörden zur Erhebung einer Ausgleichsabgabe auf 
frisches Fleisch, das Gemeinden aus einer Schlach- 
tung außerhalb des Gemeindebezirks zugeführt wird. 

Zur einheitlichen Durchführung dieser Ermächti- 
gung hatte der Reichsminister für Ernährung und 
Landwirtschaft die Verordnung über die Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe auf frisches ' Fleisch, das 
einer Gemeinde aus einer Schlachtung außerhalb 
des Gemeindebezirks zugeführt wird, vom 18. De- 
zember 1937 (RGBL I S. 1938) erlassen, die durch 
die Zweite Verordnung zur Änderung schlachtvieh- 
rechtlicher Vorschriften vom 2. November 1941 
(RGBL I S. 683) — Ausgleichsabgabenverordnung — 
geändert wurde. 

Die Erhebung der Ausgleichsabgäbe wird in dem 
Ministerialerlaß (LsMBL S. 231) vom 10. Mai 1933 
wie folgt begründet: Die Zufuhren von frischem 
Fleisch in die Großstädte aus Schlachtungen außer- 
halb des Gemeindebezirks haben vielfach einen 
recht erheblichen, noch wachsenden Umfang ange- 
nommen. Diese Entwicklung gefährdet die Renta- 
bilität der öffentlichen, unter großen Aufwendungen 
errichteten Schlachthäuser, Schlachtviehmärkte und 
damit den Bestand überhaupt. Verbraucherschaft 
und Landwirtschaft haben aber ein gleich lebhaftes 
Interesse am Fortbestand dieser Anlagen. Die Zufuhr 
von frischem Fleisch schädigt ferner in besonderem 
Maße die Interessen des überwiegenden Teiles der 
Landwirtschaft, da bei der gleichzeitig eintretenden 
Verödung der Schlachtviehmärkte die einwandfreie 
Feststellung der Preise für Schlachtvieh gefährdet 
ist. Die Ausgleichsabgabe bedeutet ebenso wenig 
wie der Ausgleichszuschlag im Sinne des § 1 Abs. 8 
des Gesetzes einer Verteuerung des Fleisches, da 
sie zur Senkung der übrigen Gebühren zu verwen- 
den ist. 

2. Das Bundesverwaltungsgericht hat sidi in sei- 
nem Urteil VII C 14.57 vom 7. November 1958 ein- 
gehend mit den gesetzlichen Grundlagen, die für die 
Erhebung der Ausgleichsabgabe gelten, befaßt. Es 
kommt in dem Urteil zu dem Schluß, daß weder der 
Erlaß des Gesetzes (SchlGG) noch die Ermächtigung 
zur Ergänzung des Gesetzes durch den Minister für 
Ernährung und Landwirtschaft den Vorschriften der 
Weimarer Reichs Verfassung entsprachen, geschweige 
denn den Vorschriften des Grundgesetzes entspre- 
chen. Es hat zwar anerkannt, daß das SchlGG und 
die Ausgleichsabgabenverordnung Bundesrecht sind, 
das unmittelbar zur Anwendung kommt, weil beide 
nach Artikel 123 bis 125 GG Bundesrecht geworden 
sind. Nach eingehender Würdigung des SchlGG und 
der Ausgleichsabgabenverordnung kommt das Bun- 


j desverwaltungsgericht zu der Auffassung, daß die 
j Einführung der Ausgleichsabgabe nicht bezweckte, 
I den Gemeinden bestimmte Einnahmen zu sichern, 
sondern daß es das Ziel der Regierung gewesen sei, 
die Konzentration eines möglichst großen Teiles der 
Viehverkäufe und der Schlachtungen auf den öffent- 
lichen Schlachtviehmärkten und in den öffentlichen 
Schlachthäusern zu erreichen und durch diese Kon- 
zentration sicherzuste.llen; daß etwaige Viehseuchen 
rechtzeitig erkannt wurden, daß die Bevölkerung mit 
hygienisch einwandfreiem Fleisch versorgt wurde, 
daß durch die Notierungen auf den Viehmärkten 
und Schlachthöfen zuverlässige Unterlagen über die 
Preisentwicklung anfielen und daß alle diese Maß- 
nahmen wirtschaftslenkende Anordnungen waren, 
die durch die Interessen eines totalitären Staates 
ausgelöst wurden. Aus dem Gesetz selbst ergebe 
sich bereits seine marktregelnde Funktion. Es ist 
also eine Teilmaßnahme auf dem Gebiete der Wirt- 
schaftslenkung und nicht ein bloßes Finanzgesetz. 
Die Ausgleichsabgabe ist, wenn sie wirtschafts- 
lenkende Zwecke verfolgt, keine Steuer, sondern 
eine Abgabe, wie sie insbesondere auf ernährungs- 
wirtschaftlichem Gebiete zum Zwecke der Wirt- 
schaftslenkung nicht selten erhoben wurde. 

3. Die eigentliche Aufgabe der Ausgleichsabgabe, 
nämlich ihre marktregelnde Funktion, ist überholt. 
Im Rahmen der freien Marktwirtschaft ist für eine 
Marktlenkung kein Raum. Die Entwicklung des 
Versandschlachtwesens im der Bundesrepublik 
Deutschland hat darüber hinaus eine solch erheb- 
liche Bedeutung gewonnen, daß man erkennen muß, 
daß der ursprüngliche Zweck der Ausgleichsabgabe 
nicht mehr zu erreichen ist. Die Ausgleichsabgabe 
stellt heute ausschließlich eine zusätzliche Einnahme 
der öffentlichen SchladithÖfe dar, der keinerlei Ge- 
genleistung gegenübersteht und die nur noch eine 
Minderung des Erlöses für gesdilachtetes Vieh dar- 
stellt. Man kann sie mit einem alten Wegezoll ver- 
gleichen, der durch (die Macht und Gewalt des Stär- 
keren) ein überholtes Gesetz eingetrieben und er- 
hoben wird. 

Die Ausgleichsabgabe verhindert, daß dem Vieh- 
erzeuger der beste Anteil am Endverbraudierpreis 
zukommt. Sie erhöht den Fleischpreis künstlich und 
ohne eine Notwendigkeit um 2 Vo, einen Betrag, 
der in der Kalkülation der Vieherzeuger und des 
Fleischhandels beachtlich ist. Die Ausgleichsabgabe 
und einige andere Gebührenbelastungen verhindern 
die Wettbewerbsfähigkeit der in den Erzeugergebie- 
ten ansässigen Versandschlachtereien mit dem auf 
den öffentlichen Schlachthöfen erschlachtetem 
Fleisch, sie ist wettbewerbshemmend und wettbe- 
werbsverzerrend und ein wesentlicher Grund dafür, 
daß die Auszahlungen des Endverbraucherpreises 
an den Vieheigentümer um Abzüge gemindert wer- 
den müssen, die nicht kostengerecht, nicht markt- 
gerecht und nicht betriebsbedingt sind. 
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4. Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seiner 
Entscheidung vom 27. Januar 1965 (I BvR 213/58; 
I BvR 715/58; I BvR 66/60) mit dem Wesen der 
Ausgleichsabgabe nach § 12 Abs. 3 des Milch- und 
Fettgesetzes vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I S. 811) 
befaßt. Beachtung in dieser Entscheidung verdient 
der Leitsatz 2 mit den Worten: „Die Ausgleichs- 
abgabe nach § 12 Abs. 3 des Milch- und Fettgeset- 
zes vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I S. 811) ist keine 
Steuer, sondern eine wirtschaftslenkende Maßnahme 
besonderer Art Die Kompetenz des Bundesgesetz- 
gebers dafür ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 17 GG." 

Während die Ausgleichsabgabe nach § 12 Abs. 3 
des Milch- und Fettgesetzes die Aufgabe hat, einen 
annäherungsweisen Ausgleich der Erträge* für solche 
Betriebe herbeizuführen, ' die in die Marktordnung 
einbezogen und durch sie auf besondere Weise wirt- 
schaftlich verbunden sind, so daß es sich bei dieser 
Ausgleichsabgabe gewissermaßen um eine erzwun- 
gene Selbsthilfe der Wirtschaft handelt, dient die 
Ausgleichs abgabe auf Frischfleisch und Lebendvieh 
dem Finanzausgleich der Schlachthöfe. Nichtsdesto- 
weniger aber wird durch das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts unterstrichen, daß die Ausgleichs- 
abgabe keine Steuer, sondern eine wirtschaftslen- 
kende Maßnahme besonderer Art ist. 

5. Die Schaffung der Ausgleichsabgabe diente der 
Marktkonzentration. Die Entwicklung in der Wirt- 
schaft ist weitergegangen. Das Schlachten des Viehs 
in den Erzeugergebieten und die Versorgung der 
Verbraucherzentren mit geschlachtetem Vieh nimmt 
inzwischen einen so breiten Raum in der Fleisch- 
wirtschaft ein, daß die Ausgleichsabgabe mit ihrer 
wirtschaftslenkenden Funktion für diese dynamische 
Entwicklung ein echtes Hemmnis ist. In den Ver- 
sandschlachtereien der Bundesrepublik Deutschland 
werden z. Z. ebensoviele Schweine geschlachtet, wie 


in den 35 Großschlachthöfen der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Entwicklung ist keineswegs be- 
endet, sie setzt sich auch weiterhin fort. 

6. In der Drucksache V/1627 betr. Struktur- und 
Preisenquete auf den Märkten land- und ernäh- 
rungswirtschaftlicher Güter vom 12. April 1967 
„wird die Bundesregierung aufgefordert, zur Rati- 
onalisierung der Schlachtvieh- und Fleischvermark- 
tung gesetzesinitiativ zu werden". 

Es heißt in dem vom Parlament angeforderten 
Gutachten auf Seite 74 wie folgt: 

„Die Rationalisierung der Schlachtvieh- und 
Fleischvermarktung wird heute durch die Erhebung 
einer , Ausgleichsabgabe' für alles von außerhalb 
einer Gemeinde mit Schlachthof zugeführte Fleisch 
gehemmt. Die Einnahmen aus dieser Abgabe wer- 
den zur Senkung der Schlachthof gebühren verwandt. 
Diese Regelung bedeutet praktisch eine Subven- 
tionierung des unrationellen Absatzes über die 
Lebendviehmärkte auf Kosten der Fleisch Vermark- 
tung. Die Ausgleichs abgabe sollte abgebaut wer- 
den." 

7. In einem weiteren Gutachten, der Analyse Nie- 
dersächsischer Agrarmärkte, das ' die Niedersäch- 
sische Landesregierung über das Institut für Agrar- 
politik und Marktforschung der Universität- Bonn im 
Januar d. J. erhielt, heißt es zur Frage dieser Aus- 
gleichsabgabe auf Seite 167 Abs. 3: 

„Aus der Sicht eines relativ marktfernen Schlacht- 
viehüberschußgebietes müssen die Vorteile einer 
Reform der gesetzlichen Bestimmungen auf den 
deutschen Schlachtvieh- und Fleischmärkten ins 
Auge fallen. Eine konsequente Reform ist u. a. Weg- 
fall des Gebührengesetzes von 1933 .mit seinen ent- 
sprechenden Verordnungen." 



